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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2005 Ausgegeben am 1. April 2005 Teil 1

15. Bundesgesetz: 7. Fiihrerscheingesetz-Novelle und Anderung der StraBenverkehrsordnung

15. Bundesgesetz, mit dem das Fiihrerscheingesetz (7. Fiihrerscheingesetz-Novelle) und die
Strallenverkehrsordnung geindert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

(7. Fiihrerscheingesetz-Novelle)

Das Bundesgesetz iiber den Fiihrerschein (Fihrerscheingesetz-FSG), BGBL. I Nr. 120/1997, idF
BGBI. I Nr. 129/2002, wird wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem 5. Abschnitt die Wortfolge

,,0. Abschnitt: Vormerksystem — Maflnahmen gegen Risikolenker

§ 30a Vormerksystem

§ 30b Besondere Mafinahmen“

eingefiigt und die Bezeichnungen ,,6. Abschnitt®, ,,7. Abschnitt®, ,8. Abschnitt” und ,,9. Abschnitt* erhal-
ten jeweils die Bezeichnung ,,7. Abschnitt”, 8. Abschnitt”, ,,9. Abschnitt™ und ,,10. Abschnitt™.

2.In§ 1 Abs. 6 Z 2 und 3 entfillt jeweils die Wortfolge ,,2 und“.

3. In § 2 Abs. 1 Z 6 werden die bisherigen lit. e und f als lit. f und g bezeichnet und als neue lit. e wird
vor der Wortfolge ,jeweils mit einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 50 km/h sowie* eingefiigt:

,,€) Transportkarren,*

4. Nach § 4c Abs. 2 fiinfter Satz wird folgender Satz eingefiigt:

,Die Behorde kann auf Antrag fiir eine angemessene Zeit von der Entziehung der Lenkberechtigung ab-
sehen, wenn die betreffende Person besonders beriicksichtigungswiirdige Griinde nachweist aus denen
hervorgeht, dass sie innerhalb der festgesetzten Frist den oder die fehlenden Teil(e) nicht absolvieren
konnte.*

5.In § 7 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,und bestraft,
6.§ 7 Abs. 3 und 4 lauten:

,»(3) Als bestimmte Tatsache im Sinn des Abs. 1 hat insbesondere zu gelten, wenn jemand:

1. ein Kraftfahrzeug gelenkt oder in Betriecb genommen und hiebei eine Ubertretung gemiB § 99
Abs. 1 bis 1b StVO 1960 begangen hat, auch wenn die Tat nach § 83 Sicherheitspolizeigesetz -
SPG, BGBI. Nr. 566/1991, zu beurteilen ist;

2. beim Lenken eines Kraftfahrzeuges in einem durch Alkohol oder Suchtmittel beeintrichtigten
Zustand auch einen Tatbestand einer in die Zustidndigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung verwirklicht hat und diese Tat daher auf Grund des § 99 Abs. 6 lit. ¢ StVO 1960 nicht als
Verwaltungsiibertretung zu ahnden ist;

3.als Lenker eines Kraftfahrzeuges durch Ubertretung von Verkehrsvorschriften ein Verhalten
setzt, das an sich geeignet ist, besonders gefahrliche Verhédltnisse herbeizufiihren, oder mit be-
sonderer Riicksichtslosigkeit gegen die fiir das Lenken eines Kraftfahrzeuges mafigebenden Ver-
kehrsvorschriften verstoen hat; als Verhalten, das geeignet ist, besonders geféhrliche Verhalt-
nisse herbeizufiihren, gelten insbesondere erhebliche Uberschreitungen der jeweils zuldssigen
Hochstgeschwindigkeit vor Schulen, Kindergérten und vergleichbaren Einrichtungen sowie auf
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Schutzwegen oder Radfahreriiberfahrten, das Ubertreten von Uberholverboten bei besonders
schlechten oder bei weitem nicht ausreichenden Sichtverhéltnissen, das Nichteinhalten des zeitli-
chen Sicherheitsabstandes beim Hintereinanderfahren, sofern der zeitliche Sicherheitsabstand ei-
ne Zeitdauer von 0,2 Sekunden unterschritten hat und die Ubertretung mit technischen Messgeri-
ten festgestellt wurde, oder das Fahren gegen die Fahrtrichtung auf Autobahnen;

4. die jeweils zuldssige Hochstgeschwindigkeit im Ortsgebiet um mehr als 40 km/h oder auf3erhalb
des Ortsgebiets um mehr als 50 km/h {iberschritten hat und diese Uberschreitung mit einem tech-
nischen Hilfsmittel festgestellt wurde;

5. es unterlassen hat, nach einem durch das Lenken eines Kraftfahrzeuges selbst verursachten Ver-
kehrsunfall, bei dem eine Person verletzt wurde, sofort anzuhalten oder erforderliche Hilfe zu
leisten oder herbeizuholen;

6. ein Kraftfahrzeug lenkt;

a) trotz entzogener Lenkberechtigung oder Lenkverbotes oder trotz vorldufig abgenommenen
Fiihrerscheines oder

b) wiederholt ohne entsprechende Lenkberechtigung fiir die betreffende Klasse;

7. wiederholt in einem die Zurechnungsfihigkeit ausschlieBenden Rauschzustand eine strafbare
Handlung begangen hat (§ 287 StGB und § 83 SPG), unbeschadet der Z 1;
8. eine strafbare Handlung gegen die sexuelle Integritit und Selbstbestimmung gemifl den §§ 201
bis 207 oder 217 StGB begangen hat;
9. eine strafbare Handlung gegen Leib und Leben gemél den §§ 75, 76, 84 bis 87 StGB oder wie-
derholt gemél dem § 83 StGB begangen hat;
10. eine strafbare Handlung gemifB den §§ 102 (erpresserische Entfiihrung), 131 (rduberischer Dieb-
stahl), 142 und 143 (Raub und schwerer Raub) StGB begangen hat;
11. eine strafbare Handlung gemal §§ 28 Abs. 2 bis 5 oder 31 Abs. 2 Suchtmittelgesetz - SMG,
BGBI. I Nr. 112/1997, begangen hat;
12. die Auflage arztlicher Kontrolluntersuchungen als Lenker eines Kraftfahrzeuges nicht eingehal-
ten hat;
13. sonstige vorgeschriebene Auflagen als Lenker eines Kraftfahrzeuges wiederholt nicht eingehal-
ten hat;
14. wegen eines Deliktes gemil3 § 30a Abs. 2 rechtskriftig bestraft wird und bereits zwei oder meh-
rere zu beriicksichtigende Eintragungen (§ 30a Abs. 4) vorgemerkt sind oder
15. wegen eines Deliktes gemdll § 30a Abs. 2 rechtskriftig bestraft wird, obwohl gegeniiber ihm
zuvor bereits einmal aufgrund eines zu beriicksichtigenden Deliktes eine besondere Maflnahme
gemal § 30b Abs. 1 angeordnet worden ist.

(4) Fir die Wertung der in Abs. 1 genannten und in Abs. 3 beispielsweise angefiihrten Tatsachen
sind deren Verwerflichkeit, die Gefahrlichkeit der Verhéltnisse, unter denen sie begangen wurden, die
seither verstrichene Zeit und das Verhalten wéhrend dieser Zeit mafigebend, wobei bei den in Abs. 3 Z 14
und 15 genannten bestimmten Tatsachen die seither verstrichene Zeit und das Verhalten wéhrend dieser
Zeit nicht zu beriicksichtigen ist.

7.8 7 Abs. 6 und 7 lauten:

,(0) Fiir die Beurteilung, ob eine strafbare Handlung gemédBl Abs. 3 Z 6 lit. b, 7, 9 letzter Fall oder 13
wiederholt begangen wurde, sind vorher begangene Handlungen der gleichen Art selbst dann heranzuzie-
hen, wenn sie bereits einmal zur Begriindung des Mangels der Verkehrszuverlédssigkeit herangezogen
worden sind, es sei denn, die zuletzt begangene Tat liegt langer als zehn Jahre zuriick. Die Auflage der
arztlichen Kontrolluntersuchungen gemif3 Abs. 3 Z 12 gilt als nicht eingehalten, wenn der Befund oder
das drztliche Gutachten nicht innerhalb einer Woche nach Ablauf der festgesetzten Frist der Behorde
vorgelegt wird.

(7) Wurde ein VerstoB gegen Auflagen gemill Abs. 3 Z 12 begangen, so hat die Behorde, in deren
Sprengel die Ubertretung begangen wurde, die Hauptwohnsitzbehdrde unverziiglich von diesem Umstand
zu verstandigen.

8. In§ 10 Abs. 2 wird nach der Bezeichnung ,,D+E* die Bezeichnung ,, , F* eingefiigt.

9. In § 16 Abs. 2 Z 4 wird am Ende der lit. h der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende
lit. i angefiigt:
,1) Vormerkungen und die Anordnung besonderer Maflnahmen gemif §§ 30a und 30b;*
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10. In § 16 Abs. 2 Z 5 wird am Ende der lit. e der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende
lit. fangefiigt:
,.[) Bestrafungen wegen Delikten gemal} § 30a Abs. 2;

11.§ 16 Abs. 2 Z 8 lit. c entfdllt.

12. In § 16 Abs. 7 Z 2 wird die Wortfolge ,Rechtskraft der Entscheidung® ersetzt durch die Wortfolge
,Eintragung oder letzten Anderung des jeweiligen Datensatzes*.

13. § 16 Abs. 8 lautet:

,»(8) Registerdaten gemal Abs. 2 sind nach folgenden Kriterien logisch zu 16schen:

1. Daten iiber ausgestellte Fiihrerscheine sowie sdmtliche Verfahrensdaten nach der Mitteilung {iber
das Ableben des Besitzers, spitestens aber 100 Jahre nach der erstmaligen Erteilung einer Lenk-
berechtigung;

2. Daten gemdf Abs. 2 Z 4 lit. a und b fiinf Jahre nach Zustellung des Bescheides iiber die Anord-
nung der Nachschulung oder Verlédngerung der Probezeit;

3. Daten gemdBl Abs.2 Z 4 lit. ¢ bis e und Abs. 2 Z 5 mit Tilgung der dem Verfahren zugrunde
liegenden Strafe oder fiinf Jahre nach Zustellung des Entziechungsbescheides oder Bescheides mit
dem ein Lenkverbot ausgesprochen wurde; eine Loschung hat jedoch nicht zu erfolgen, wenn das
Verfahren die Entziehung einer Lenkberechtigung oder den Ausspruch eines Lenkverbotes fiir
die Dauer von mehr als 18 Monaten zur Folge gehabt hat;

4. Daten gemall Abs.2 Z 6 ein Jahr nach der Beendigung der Tatigkeit als Begleiter, spatestens
jedoch fiinf Jahre nach Antragstellung;
5. Daten gemél Abs. 2 Z 4 lit. i und Abs. 2 Z 5 lit. f mit Tilgung der Strafe.
Spétestens mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die logische Loschung erfolgte, sind die Registerdaten
auch physisch zu 16schen. Wenn alle zu einer Person gehorigen Daten gemiall Abs. 2 Z 2 bis 6 geloscht
wurden, so ist auch der betreffende Personendatensatz (Abs. 2 Z 1) zu 16schen.*

14. § 22 Abs. 1 lautet:

,»(1) Das Heerespersonalamt als Behorde erster Instanz kann die Berechtigung zum Lenken von Hee-
resfahrzeugen erteilen und hieriiber einen Heeresfiihrerschein oder einen Heeresmopedausweis ausstellen,
die als solche zu bezeichnen sind. Uber Berufungen gegen Entscheidungen des Heerespersonalamtes
entscheidet der Bundesminister fiir Landesverteidigung. Fiir die Erlangung eines Heeresfiihrerscheines
oder eines Heeresmopedausweises sind keine Stempelgebiihren zu entrichten.

15. In § 22 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,§ 2 Wehrgesetz 1990, BGBI. Nr. 305 ersetzt durch die Wortfolge
»$ 2 Wehrgesetz 2001, BGBI. I Nr. 146,

16. § 22 Abs. 3 bis 5 lauten:

,»(3) Vor der Erteilung der Heereslenkberechtigung (Abs. 1) hat das Heerespersonalamt zu priifen, ob
die Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Lenkberechtigung gemiBl §§ 6 bis 8 vorliegen, sowie ein
Gutachten eines oder mehrerer Sachverstindiger gemél § 52 AVG 1991 iiber die fachliche Befdhigung
gemal § 10 einzuholen. Die Heereslenkberechtigung ist, soweit dies aufgrund des arztlichen Gutachtens
oder wegen der erteilten Klasse der Lenkberechtigung nach den Erfordernissen der Verkehrssicherheit
ndtig ist, unter den entsprechenden Beschriankungen, Befristungen oder Auflagen und unter sinngeméfer
Anwendung der §§ 8 und 9 zu erteilen. Abweichende Regelungen, die aufgrund der Eigenart bestimmter
Heeresfahrzeuge erforderlich sind, sind zuldssig. Die Eintragung der Beschriankungen, Befristungen oder
Auflagen hat mit den in § 2 der Fiihrerscheingesetz-Durchfiihrungsverordnung genannten Zahlencodes zu
erfolgen. Zusétzlich zu diesen Zahlencodes ist es jedoch zuldssig, fiir das Osterreichische Bundesgebiet
geltende dreistellige Zahlencodes, die ausschlieBlich fiir Besonderheiten von Heeresfahrzeugen zu ver-
wenden sind, einzutragen. Eine Heereslenkberechtigung fiir die Klasse D darf auch Personen erteilt wer-
den, die das 20. Lebensjahr vollendet haben.

(4) Bestehen begriindete Bedenken, ob die Voraussetzungen fiir die Erteilung der Heereslenkberech-
tigung noch gegeben sind, so hat das Heerespersonalamt als Behorde erster Instanz unverziiglich unter
Anwendung der Bestimmungen der §§ 24 bis 26 und 29 ein Verfahren zur Entziehung oder Einschrdn-
kung der Heereslenkberechtigung einzuleiten und diese gegebenenfalls zu entziehen oder einzuschréinken.
Uber Berufungen gegen Entscheidungen des Heerespersonalamtes entscheidet der Bundesminister fiir
Landesverteidigung.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I — Ausgegeben am 1. April 2005 — Nr. 15 4 von 8

(5) Die Bestimmungen des § 39 iiber die vorldufige Abnahme des Fiihrerscheines sowie des § 17
Abs. 2 und 3 iiber das Zentrale Fiihrerscheinregister gelten auch fiir Heereslenkberechtigungen. Der Bun-
desminister fiir Landesverteidigung ist erméchtigt, hiefiir besonders geschulte militarische Organe mit der
vorldufigen Abnahme von Heeresfiihrerscheinen oder Heeresmopedausweisen zu betrauen.*

17. Nach § 22 Abs. 7 wird folgender Abs. 7a eingefiigt:

,(7a) Eine Heereslenkberechtigung erlischt:
1. nach Ablauf einer Entziechungsdauer von mehr als 18 Monaten;
2. durch Zeitablauf;
3. durch Tod des Berechtigten.*

18. § 24 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

,,Die Behorde hat unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 3a eine Nachschulung anzuordnen:
1. wenn die Entziehung in der Probezeit (§ 4) erfolgt,
2. wegen einer zweiten in § 7 Abs. 3 Z 4 genannten Ubertretung innerhalb von zwei Jahren oder
3. wegen einer Ubertretung gemiB § 99 Abs. 1 oder 1a StVO 1960.“

19. § 25 Abs. 3 lautet:

,»(3) Bei einer Entziehung wegen mangelnder Verkehrszuverlédssigkeit (§ 7) ist eine Entziehungsdau-
er von mindestens 3 Monaten festzusetzen. Sind flir die Person, der die Lenkberechtigung wegen man-
gelnder Verkehrszuverldssigkeit zu entziehen ist, zum Zeitpunkt der Entzichung im Vormerksystem
(§ 30a) Delikte vorgemerkt, so ist fiir jede dieser im Zeitpunkt der Entzichung bereits eingetragenen
Vormerkungen die Entziechungsdauer um zwei Wochen zu verlédngern; davon ausgenommen sind Entzie-
hungen auf Grund des § 7 Abs. 3 Z 14 und 15.“

20. § 26 lautet:

,»§ 26. (1) Wird beim Lenken oder Inbetricbnehmen eines Kraftfahrzeuges erstmalig eine Ubertre-
tung gem. § 99 Abs. 1b StVO 1960 begangen, so ist, wenn es sich nicht um einen Lenker eines Kraftfahr-
zeuges der Klasse C oder D handelt und zuvor keine andere der in § 7 Abs. 3 Z 1 und 2 genannten Uber-
tretungen begangen wurde, die Lenkberechtigung fiir die Dauer von einem Monat zu entzichen.

Wenn jedoch
1. auch eine der in § 7 Abs. 3 Z 3 bis 6 genannten Ubertretungen vorliegt, oder
2. der Lenker bei Begehung dieser Ubertretung einen Verkehrsunfall verschuldet hat,

so hat die Entziechungsdauer mindestens drei Monate zu betragen. § 25 Abs. 3 zweiter Satz ist in allen
Féllen sinngemil} anzuwenden.

(2) Wird beim Lenken oder Inbetriebnehmen eines Kraftfahrzeuges eine Ubertretung gem. § 99
Abs. 1 StVO 1960 begangen, so ist die Lenkberechtigung fiir die Dauer von mindestens vier Monaten zu
entziehen; § 25 Abs. 3 zweiter Satz ist sinngemifl anzuwenden.

(3) Im Falle der erstmaligen Begehung einer in § 7 Abs. 3 Z 4 genannten Ubertretung — sofern die
Ubertretung nicht geeignet war, besonders gefihrliche Verhiltnisse herbeizufithren oder nicht mit beson-
derer Riicksichtslosigkeit gegeniiber anderen Stralenbeniitzern begangen wurde (§ 7 Abs. 3 Z 3) oder
auch eine Ubertretung gemiB Abs. 1 oder 2 vorliegt — hat die Entziehungsdauer zwei Wochen, bei der
zweiten Begehung einer derartigen Ubertretung innerhalb von zwei Jahren ab der ersten Begehung sechs
Wochen zu betragen.

(4) Eine Entziehung gemill Abs. 3 darf erst ausgesprochen werden, wenn das Strafverfahren in erster
Instanz durch Strafbescheid abgeschlossen ist. Bei erstmaligen Entziechungen geméfl Abs. 3 darf die Be-
horde keine begleitenden MaBnahmen anordnen, es sei denn, die Ubertretung erfolgte durch einen Probe-
fithrerscheinbesitzer.

(5) Eine Ubertretung gemiB Abs. 1 gilt als erstmalig, wenn eine vorher begangene Ubertretung der
gleichen Art zum Zeitpunkt der Begehung der neuerlichen Ubertretung getilgt ist.
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21. Nach § 30 werden folgende §§ 30a und 30b eingefiigt:

,,0. Abschnitt
Vormerksystem — Malinahmen gegen Risikolenker

Vormerksystem

§ 30a. (1) Hat ein Kraftfahrzeuglenker eines der in Abs. 2 angefiihrten Delikte begangen, so ist un-
abhingig von einer verhdngten Verwaltungsstrafe, einer etwaigen Entziehung der Lenkberechtigung oder
sonstiger angeordneter MaBnahmen eine Vormerkung im Ortlichen Fiihrerscheinregister einzutragen. Die
Vormerkung ist auch dann einzutragen, wenn das in Abs. 2 genannte Delikt den Tatbestand einer in die
Zustandigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung verwirklicht. Fiir die Vornahme der Eintragung
ist die Rechtskraft des gerichtlichen oder des Verwaltungsstrafverfahrens abzuwarten. Die Eintragung der
Vormerkung ist von der das Verwaltungsstrafverfahren fithrenden Behorde, im Fall einer gerichtlichen
Verurteilung von der Behdrde des Hauptwohnsitzes vorzunehmen und gilt ab dem Zeitpunkt der Delikt-
setzung. Der Lenker ist iiber die Eintragung und den sich daraus moglicherweise ergebenden Folgen
durch einen Hinweis im erstinstanzlichen Strafbescheid zu informieren.

(2) Folgende Delikte sind gema Abs. 1 vorzumerken:
1. Ubertretungen des § 14 Abs. 8;

2. Ubertretungen des § 20 Abs. 5;
3. Ubertretungen des § 21 Abs. 3;
4

. Ubertretungen des § 9 Abs. 2 oder § 38 Abs. 4 dritter Satz StVO, wenn FuBginger, die Schutz-
wege vorschriftsmaBig beniitzen, gefahrdet werden;
5. Ubertretungen des § 18 Abs. 1 StVO, sofern die Ubertretung mit technischen Messgeriiten fest-
gestellt wurde und der zeitliche Sicherheitsabstand 0,2 Sekunden oder mehr aber weniger als 0,4
Sekunden betragen hat;

6. Ubertretungen des § 19 Abs. 7 1.V.m. Abs. 4 StVO, wenn der Vorrangverletzung die Nichtbeach-
tung eines Vorschriftszeichens gem. § 52 lit. ¢ Z 24 StVO zu Grunde liegt und dadurch die Len-
ker anderer Fahrzeuge zu unvermitteltem Bremsen oder zum Ablenken ihrer Fahrzeuge genoétigt
werden,;

7. Ubertretungen des § 38 Abs. 5 StVO, wenn dadurch Lenker von Fahrzeugen, fiir die gem. § 38
Abs. 4 StVO auf Grund griinen Lichts ,,freie Fahrt* gilt, zu unvermitteltem Bremsen oder zum
Ablenken ihrer Fahrzeuge genétigt werden;

8. Ubertretungen des § 46 Abs. 4 lit. d StVO unter Verwendung mehrspuriger Kraftfahrzeuge, wenn
damit eine Behinderung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Stralendienstes, der Stra3enauf-
sicht oder des Pannendienstes verbunden ist;

9. Ubertretungen des § 52 lit. a Z 7e StVO in Tunnelanlagen;

10. Ubertretungen der Verordnung der Bundesministerin fiir Verkehr, Innovation und Technologie
iiber Beschriankungen fiir Beforderungseinheiten mit gefahrlichen Giitern beim Befahren von Au-
tobahntunneln, BGBI. II Nr. 395/2001;

11. Ubertretungen des § 16 Abs.2 lit.e und f und § 19 Abs.1 erster Satz der Eisenbahn-
Kreuzungsverordnung 1961, BGBI. Nr. 2/1961 idF BGBI. Nr. 123/1988;

12. Ubertretungen des § 102 Abs. 1 KFG 1967, wenn ein Fahrzeug gelenkt wird, dessen technischer
Zustand oder dessen nicht entsprechend gesicherte Beladung eine Gefdhrdung der Verkehrssi-
cherheit darstellt, sofern die technischen Méngel oder die nicht entsprechend gesicherte Beladung
dem Lenker vor Fahrtantritt auffallen hitten miissen;

13. Ubertretungen des § 106 Abs. 1a und 1b KFG 1967.

(3) Werden zwei oder mehrere der in Abs. 2 angefiihrten Delikte in Tateinheit begangen, so zéhlt die
Eintragung in das Ortliche Fiihrerscheinregister als eine Vormerkung.

(4) Dieinden § 7 Abs. 3 Z 14 oder 15, § 25 Abs. 3 zweiter Satz oder § 30b genannten Rechtsfolgen
treten nur dann ein, wenn die die jeweiligen Rechtsfolgen auslosenden Delikte innerhalb von zwei Jahren
begangen wurden. Wurde eine Entziehung gemill § 7 Abs. 3 Z 14 oder 15 ausgesprochen, so sind die
dieser Entziehung zugrunde liegenden Vormerkungen kiinftig nicht mehr zu berticksichtigen. Wurde die
Entziehung der Lenkberechtigung wegen einer der in § 7 Abs. 3 genannten bestimmten Tatsache ausge-
sprochen, so sind spiter eingetragene Vormerkungen aufgrund von Delikten, die vor dem Zeitpunkt der
Entziehung der Lenkberechtigung begangen wurden, hinsichtlich der Rechtsfolgen des § 25 Abs. 3 zwei-
ter Satz, des § 30b oder hinsichtlich der sonstigen Entziehungsdauer nicht mehr zu beriicksichtigen.
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(5) Wenn sich ergibt, dass eine Vormerkung gemall Abs. 1 zu Unrecht erfolgte, so ist diese Eintra-
gung unverziiglich zu 16schen.

Besondere Mafinahmen

§ 30b. (1) Unbeschadet einer etwaigen Entziehung der Lenkberechtigung ist eine besondere MaB-
nahme geméf Abs. 3 anzuordnen:

1. wenn zwei oder mehrere der im § 30a Abs. 2 genannten Delikte in Tateinheit (§ 30a Abs. 3)
begangen werden oder

2. anldsslich einer zweiten zu beriicksichtigenden Vormerkung (§ 30a Abs. 4) wegen eines der in
§ 30a Abs. 2 genannten Delikte, sofern wegen des ersten Deliktes nicht bereits eine Maflnahme
gemil Z 1 angeordnet wurde.

(2) Von der Anordnung einer besonderen Mafinahme ist jedoch Abstand zu nehmen, wenn
1. die Voraussetzungen des § 7 Abs. 3 Z 14 oder 15 vorliegen oder

2. eine Nachschulung gemiB § 4 Abs. 3 angeordnet wird oder

3. eine begleitende Mallnahme gemal § 24 Abs. 3 angeordnet wird.

(3) Als besondere Maflnahmen kommen die Teilnahme an

1. Nachschulungen gemidf3 der Verordnung des Bundesministers fiir Verkehr, Innovation und Tech-
nologie liber verkehrspsychologische Nachschulungen (Nachschulungsverordnung — FSG-NV),
BGBI. II Nr. 357/2002,

2. Perfektionsfahrten gemél § 13a der Verordnung des Bundesministers fiir Wissenschaft und Ver-
kehr  iber die  Durchfilhrung des  Fiihrerscheingesetzes  (Fiihrerscheingesetz-
Durchfiihrungsverordnung — FSG-DV), BGBI. II Nr. 320 idF BGBI. II Nr. 223/2004,

3. das Fahrsicherheitstraining gemaf3 § 13b der Verordnung des Bundesministers fiir Wissenschaft
und Verkehr iiber die Durchfiihrung des Fiihrerscheingesetzes (Fiihrerscheingesetz-
Durchfiihrungsverordnung — FSG-DV), BGBI. II Nr. 320 idF BGBI. II Nr. 223/2004,

4. Vortragen oder Seminaren iiber geeignete LadungssicherungsmafBBnahmen oder

5. Unterweisungen in lebensrettenden SofortmaBinahmen geméll § 6 der Verordnung des Bundes-
ministers fiir Wissenschaft und Verkehr tiber die Durchfiihrung des Fiihrerscheingesetzes (Fiih-
rerscheingesetz-Durchfiihrungsverordnung — FSG-DV), BGBL II Nr.320 idF BGBI. II
Nr. 223/2004

in Betracht. Die zu absolvierende MalBBnahme ist von der Behorde festzusetzen, wobei darauf Bedacht zu
nehmen ist, dass die Mainahme geeignet ist, im Wesentlichen den Unrechtsgehalt der gesetzten Delikte
aufzuarbeiten. Es ist jene MaBinahme zu wéhlen, die fiir den Betroffenen am besten geeignet ist, sich mit
seinem Fehlverhalten auseinanderzusetzen, sich die Gefahren im StraB3enverkehr bewusst zu machen und
durch entsprechende Bewusstseinsbildung, auch im Hinblick auf die Notwendigkeit einer unfallvermei-
denden defensiven Fahrweise und die fahrphysikalischen Grenzen beim Betrieb eines Kraftfahrzeuges,
einen Riickfall in weitere VerkehrsverstoBe zu vermeiden.

(4) Der von der Anordnung der besonderen Mallnahme Betroffene hat der Behorde eine Bestétigung
jener Einrichtung, bei der die besondere MafBlnahme absolviert wurde, tiber die Teilnahme und seine Mit-
arbeit vorzulegen.

(5) Wurde die Anordnung der Teilnahme an besonderen MaBnahmen gemél Abs. 1 innerhalb der
von der Behorde festgesetzten Frist nicht befolgt oder bei diesen Mallnahmen die Mitarbeit unterlassen,
so ist die Lenkberechtigung bis zur Befolgung der Anordnung zu entziehen.

(6) Der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie hat durch Verordnung die ndheren
Bestimmungen festzusetzen iiber
1. den Inhalt und zeitlichen Umfang der in Abs. 3 genannten Mafnahmen,
2. die zur Durchfiihrung dieser Maflnahmen berechtigten Personen und Stellen,
3. die Zuordnung der in § 30a Abs. 2 genannten Delikte zur jeweils geeigneten Mafinahme und
4. die Kosten der Maflnahme.*

22. § 31 Abs. 2 entfillt und Abs. 3 lautet:

,»(3) Ab der Vollendung des 15. Lebensjahres hat die Fahrschule oder der zur Ausstellung von Mo-
pedausweisen erméchtigte Verein von Kraftfahrzeugbesitzern unter den Voraussetzungen des Abs. 1 den
Mopedausweis auszustellen, wenn
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1. der Antragsteller die Absolvierung einer praktischen Schulung unter der Leitung eines besonders
geeigneten Instruktors geméf § 4a Abs. 6 erster Satz oder eines Fahrlehrers fiir die Klasse A im
Ausmal} von sechs Unterrichtseinheiten nachweist,

2. die ausreichende Fahrzeugbeherrschung gegeniiber dem Instruktor oder dem Fahrlehrer nachge-
wiesen wurde und

3. eine Einwilligungserkldrung der Erziehungsberechtigten vorliegt.

Die Fahrschule ist berechtigt, die praktische Schulung auch auBerhalb eines abgeschlossenen Ubungsge-
landes auf Stralen mit 6ffentlichem Verkehr durchzufiithren.*

23.In § 36 Abs. 2 Z 2 entfillt die Wortfolge ,,gemdll §§ 8 und 28,

24. In § 36 Abs. 2 werden am Ende folgende Sitze angefiigt:

»von den in Z 1 und 2 genannten Erméchtigungen ausgenommen sind Meldungen betreffend weiterer
Standorte der einzelnen erméchtigten Stellen. Die Eignung der Standorte ist vom Landeshauptmann auf
Antrag zu iiberpriifen. Fiir diese Uberpriifung ist ein Kostenersatz zu entrichten, der dem Landeshaupt-
mann zufliet. Durch Verordnung des Bundesministers fiir Verkehr, Innovation und Technologie ist die
Hohe dieses Kostenersatzes festzusetzen. Der Landeshauptmann hat vierteljahrlich dem Bundesministeri-
um fiir Verkehr, Innovation und Technologie die Verdnderungen bei diesen Standorten bekanntzugeben.*

25. Nach § 37 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

,»(2a) Eine Geldstrafe von mindestens 20 Euro ist zu verhdngen fiir das Lenken eines Kraftfahrzeu-
ges entgegen der Bestimmung des § 14 Abs. 1 und 4.

26. In § 37 Abs. 6 wird die Wortfolge ,,.§§ 14 Abs. 1, 3 und 4° ersetzt durch die Wortfolge ,,§§ 14 Abs. 3.

27. Im § 43 wird folgender Abs. 14 angefiigt:

,,(14) Das Inhaltsverzeichnis, § 7 Abs. 3,4, 6 und 7, § 16 Abs. 2 Z 4 lit. 1, Z 5 lit. f, Abs. 8 Z 5 und
Abs. 9 zweiter Halbsatz, § 24 Abs. 3, § 25 Abs. 3, § 26, § 30a und § 30b jeweils in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBI. I Nr. 15/2005 treten mit 1. Juli 2005 in Kraft. Bestrafungen aufgrund von Delikten, die
vor dem 1. Juli 2005 begangen wurden, aber nach dem 1. Juli 2005 rechtskréftig werden, sind im Rahmen
des Vormerksystems nicht zu berticksichtigen.*

28. In § 44 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,§ 22 Abs. 1 bis 4* durch die Wortfolge ,,§ 22 Abs. 1 bis 4 und 8
ersetzt.

Artikel 1T

(Anderung der StraBenverkehrsordnung)

Das Bundesgesetz, mit dem Vorschriften {iber die Straenpolizei erlassen werden (Stralenverkehrs-
ordnung 1960 — StVO 1960), BGBI. Nr. 159/1960, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 94/2004, wird wie folgt gedndert:

1. § 99 Abs. 2c lautet:

,»(2¢) Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 72 Euro bis 2 180 Euro,
im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Arrest von 24 Stunden bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer als Len-
ker eines Fahrzeuges
1. FuBBgénger, die Schutzwege vorschriftsméBig beniitzen, geféhrdet,
2. Radfahrer, die Radfahreriiberfahrten vorschriftsméBig beniitzen, gefdhrdet,
3. FuBBgédnger, die Schutzwege vorschriftsméBig beniitzen oder Radfahrer, die Radfahreriiberfahrten
vorschriftsmaBig beniitzen, behindert,
4. den erforderlichen Sicherheitsabstand zum nichsten vor ihm fahrenden Fahrzeug gemidf § 18
Abs. 1 nicht einhilt, sofern der zeitliche Sicherheitsabstand 0,2 Sekunden oder mehr, aber weni-
ger als 0,4 Sekunden betrigt,
5. unter Nichtbeachtung des Vorschriftszeichens ,,Halt™ gegen § 19 Abs. 7 verstoft,
6. bei rotem Licht nicht anhélt und dadurch Lenker von Fahrzeugen, fiir die gemif3 § 38 Abs. 4 auf
Grund griinen Lichts ,,Freie Fahrt™ gilt, zu unvermitteltem Bremsen oder zum Ablenken ihrer
Fahrzeuge nétigt,
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7. verbotenerweise den Pannenstreifen auf der Autobahn mit einem mehrspurigen Kraftfahrzeug
befihrt, wenn damit eine Behinderung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Stra8endienstes,
der Straflenaufsicht oder des Pannendienstes verbunden ist,

8. verbotenerweise den Pannenstreifen auf der Autobahn mit einem einspurigen Kraftfahrzeug be-
fahrt, wenn damit eine Behinderung von Einsatzfahrzeugen, Fahrzeugen des Stralendienstes, der
Stra3enaufsicht oder des Pannendienstes verbunden ist,

9. die jeweils zuldssige Hochstgeschwindigkeit im Ortsgebiet um mehr als 40 km/h oder auflerhalb
des Ortsgebiets um mehr als 50 km/h iiberschreitet.*

2. §$ 100 Abs. 5 lautet:

,»(5) Bei einer Verwaltungsiibertretung nach § 99 Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, oder 2c finden die Bestim-
mungen der §§ 21 Abs. 2 und 50 VStG keine Anwendung.

Fischer

Schiissel

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T713:02:04+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T13:02:04+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




